
Verursachergerechte Umlagen-Refinanzierung von Kapazitätsmechanismen-Kosten 

 

Im Folgenden wird das EU-Beihilferecht bei einer Kapazitätsförderung gemäß Artikel 4.8 KUEBLL so-

wie gemäß CISAF betrachtet, um die Antwort des BMWE auf eine Anfrage des Abgeordneten Michael 

Kellner MdB einordnen zu können: BMWE hat Kellner MdB am 31.07.2025 geantwortet:  

„Das EU-Beihilferecht fordert im Fall eines Kapazitätsmarkts eine verursachergerechte Refinanzie-

rung.“ 

Wie kommt das BMWE zu dieser klaren Einschätzung und was bedeutet eine verursachergerechte Re-

finanzierung? Hier hilft ein Blick in die Beihilfeleitlinien gemäß KUEBLL sowie CISAF sowie die Rechts-

sprechung des EuGH 

Nach aktuellem Stand beabsichtigt die Bundesregierung die Gaskraftwerke gemäß Kraftwerksstrate-

gie über die Artikel 4.1 sowie 4.8 KUEBLL beihilferechtlich genehmigen zu lassen. 

Der umfassende zentrale Kapazitätsmarkt soll über CISAF bewilligt werden. 

Artikel 4.1 findet im folgenden keine Betrachtung, da hier eine haushaltärische Refinanzierung mög-

lich wäre. Beim Artikel 4.8 KUEBLL sowie beim CISAF ist hingegen eine Umlage zwingend vorgeschrie-

ben. Was bedeutet in diesem Zusammenhang das Wort „verursachergerecht“? 

Folgend in der Tabelle die Definitionen gemäß KUEBLL und CISAF 

Förderung von Erdgaskraftwerken gemäß Kraft-
werksstrategie 

Zentraler Kapazitätsmarkt; BMWE beabsichtigt 
diesen, über CISAF genehmigt zu bekommen 

KUEBLL Artikel 4.8, Randnummer 367 CISAF, Kapitel 4.4; Anhang I, Zeile 26 

Um zu vermeiden, dass die Anreize für Laststeu-
erung untergraben werden und dadurch das 
Marktversagen, das die Maßnahmen zur Ge-
währleistung der Versorgungssicherheit erst er-
forderlich macht, weiter verschärft wird, und 
um  
sicherzustellen, dass der Eingriff im Bereich der 
Versorgungssicherheit so geringfügig wie mög-
lich ausfällt, sollten die Kosten der Versorgungs-
sicherheitsmaßnahmen von denjenigen Markt-
teilnehmern getragen werden, die dazu beitra-
gen, dass diese Maßnahmen erforderlich wer-
den. Dies kann beispielsweise dadurch erreicht 
werden, dass die Kosten einer Maßnahme zur 
Gewährleistung der Versorgungssicherheit in 
Spitzenlastzeiten den Stromverbrauchern zuge-
wiesen werden oder dass die Kosten einer 
Netzengpassmaßnahme den Verbrauchern in 
der Region zugewiesen werden, die zu den Zei-
ten, in denen die Kapazität im Rahmen der 
Maßnahme bereitgestellt wird, von Knappheit 
betroffen sind.  
Eine solche Kostenzuweisung ist jedoch unter 
Umständen nicht erforderlich, wenn der Mit-
gliedstaat anhand von Nachweisen, einschließ-
lich der im Rahmen der öffentlichen 

Mindestens 90 % der Kosten im Rahmen des Ka-
pazitätsmechanismus müssen den Verbrau-
chern auf der Grundlage ihres Verbrauchs wäh-
rend mindestens 1 % und höchstens 5 % der 
Stunden (oder Marktzeiteinheiten) mit den 
höchsten Preisen in den einzelnen Jahren (oder 
einzelnen Lieferfenstern) zugewiesen werden. 
Von Bilanzkreisverantwortlichen (z. B. Versor-
gern) können Entgelte verlangt werden. 



Konsultation erlangten Nachweise, aufzeigt, 
dass eine solche Kostenzuweisung die Kostenef-
fizienz der Maßnahme untergraben oder zu 
schwerwiegenden Wettbewerbsverzerrungen 
führen würde, die den potenziellen Nutzen ei-
ner solchen Kostenzuweisung eindeutig unter-
graben. 

 


